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Wehrhafte Demokratie light oder doch Verbotsverfahren?

Michaela Hailbronner!

Die Debatte um Parteiverbote scheint festgefahren.

Auf der einen Seite stehen jene, die Parteiverbote grundsatzlich ablehnen — aus
prinzipiellen Griinden oder mit Blick auf die méglichen Folgen. Parteiverbote
seien undemokratisch, einer offenen Gesellschaft nicht wiirdig und eine Form eli-
tdrer Zensur des Volks. Oder: Mit Parteiverboten lasse sich die Wurzel des Pro-
blems, namlich die in der Gesellschaft zunehmend verbreiteten rechtsautoritaren
Auffassungen, nicht beseitigen. Und im Ubrigen bestehe die Gefahr, dass Partei-
verbote und womdoglich auch bereits das Gesprdch dariiber entsprechende Bewe-
gungen weiter radikalisierten.

Auf der anderen Seite stehen jene, die dringend ein Parteiverbot fordern, mog-
licherweise verbunden mit einem Verfahren auf Grundrechtsverwirkung gegen
einzelne Politiker. Parteiverbote seien ein legitimes Instrument der wehrhaften
Demokratie. Manche Kollegen argumentieren sogar, wenn die Voraussetzungen
dafiir vorldgen, bestehe eine Pflicht der entsprechenden Institutionen zur Einlei-
tung eines solchen Verfahrens.2

Und so steckt die Diskussion fest, und das ist nicht selten unbefriedigend.

Denn zu jenen, die Parteiverbote aus prinzipiellen Erwagungen ablehnen, muss
man sagen: Das Grundgesetz sieht dieses Instrument vor, auch wenn man es
selbst gern anders hitte, und nicht nur das — das Instrument wurde und wird
eben auch eingesetzt, zuletzt in abgemilderter Form gegeniiber der NPD, die nun
nicht mehr staatlich finanziert werden darf.? Dass ein Instrument vorhanden ist,
heifdt natiirlich nicht per se, dass man es auch gebrauchen muss. Aber wer Par-
teiverbote ganz grundsatzlich ablehnt, sollte sich im Klaren sein, dass dies ange-
sichts der fritheren Praxis dann eben durchaus nahelegt, dass es in Wirklichkeit
kein Problem gebe und die AfD eben doch nicht so schlimm sei.

Prof. Dr. Michaela Hailbronner, LL.M. (Yale), ist Professorin fiir deutsches und internationales
offentliches Recht und Rechtsvergleichung an der Westfalischen Wilhelms-Universitat Miinster.
Siehe Mathias Hong, Grundrechtsverwirkung und Parteiverbote gegen radikale AfD-Landesver-
bande (Teil 1l1), Verfassungsblog vom 08.02.2024, https://dx.doi.org/10.59704/ba936071d64ebfc9
(zuletzt abgerufen 25.04.2024); Andreas Fischer-Lescano, AfD-Verbotsverfahren als demokrati-
sche Pflicht, Verfassungsblog vom 18.01.2024, https://dx.doi.org/10.59704/c66cb99692acb885
(zuletzt abgerufen 25.04.2024).

3 BVerfG, Urteil vom 23.01.2024, 2 BvB 1/19, https://www.bverfg.de/e/bs20240123 2bvb00
0119.html (zuletzt abgerufen 25.04.2024).
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Umgekehrt sehen jene, die Parteiverbote als unproblematisches Instrument wehr-
hafter Demokratie betrachten, oft nicht die damit verbunden Unsicherheiten und
Missbrauchsrisiken ausreichend. Die Vorstellung, es lief3e sich rechtlich glasklar
darlegen, wann Parteien die freiheitlich demokratische Grundordnung bekamp-
fen, verweist zwar eindrucksvoll auf das schier endlose Vertrauen deutscher Ju-
ristinnen und Juristen auf das Recht, ist aber auch ein klein wenig naiv. Das heif3t
nicht, dass das Recht der Parteiverbote in Wirklichkeit nur Politik ist. Aber es
heifdt, dass die Differenzierung zwischen jenen, die tatséachlich die freiheitlich de-
mokratische Grundordnung angreifen, und jenen, die scharfe Kritik an der aktu-
ellen Regierung und anderen Parteien liben, schwierig ist — und schwierig bleiben
wird.

Auch die Frage nach den moglichen Folgen eines Parteiverbots hilft nur bedingt
weiter. Denn friihere Parteiverbote in Deutschland ebenso wie anderen Landern
betrafen liberwiegend Parteien, die deutlich weniger Zustimmung in der Bevol-
kerung besafien — und dies macht eine Folgeneinschadtzung schwer.

Das Beispiel der Vorgangerparteien der tiirkischen AKP verweist auf die Proble-
matik des Verbots einer Partei mit hoherer Zustimmung in der Bevdlkerung.
Diese wurden vom tiirkischen Verfassungsgericht wegen ihrer islamistischen
Ausrichtung verboten, die das tiirkische Verfassungsgericht fir unvereinbar mit
den Grundprinzipien moderner tiirkischer Staatlichkeit ansah — das Verbot wurde
auch vom Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte aufrechterhalten.* Die
heutige AKP fiihrte die politische Agenda dieser Parteien teilweise fort, aber in
deutlich gemiaRigterer Form — auch wenn die Tirkei heute in den entsprechenden
internationalen Indizes® nicht als freie Demokratie gilt.

In seiner Diskussion der Konsequenzen von Parteiverboten in der Tiirkei, Belgien
und Spanien argumentiert der britische Politikwissenschaftler Tim Bale, dass
diese weder zu einer Intensivierung der Bedrohungen durch entsprechende poli-
tische Krafte fiihrten noch zu einer nahtlosen Fortfiihrung der entsprechenden
Parteien.® Parteiverbote seien jedenfalls aus praktischer Sicht zwar nicht die ein-
zige oder stets richtige Antwort, sie seien aber umgekehrt auch nicht notwendi-
gerweise stets ein Fehler, jedenfalls aus Sicht der Praxis.” Auch die sonst vorhan-
dene Literatur zu Parteiverboten legt jedenfalls nicht nahe, dass diese typischer-
weise zu einer unkontrollierbaren Radikalisierung fiihren.

*  Europdischer Gerichtshof fiir Menschenrechte, 13.02.2003, Refah Partisi (the Welfare Party) and
Others v. Turkey, https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-60936 (zuletzt abgerufen 20.06.2024).

5 Turkey: Freedom in the World 2022 Country report. (2023), Freedom House, https://freedom-
house.org/country/turkey/freedom-world/2022 (zuletzt abgerufen 25.04.2024).

®  Tim Bale, Will it All End in Tears? What Really Happens when Democracies Use Law to Ban
Political Parties, in: Ingrid van Biezen/Hans-Martien ten Napel (Hrsg.), Regulating Political Parties.
European Democracies in Comparative Perspective, Leiden University Press 2014, S. 196.

7 Ibid.
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Richtig ist aber natiirlich, dass nach einem Verbot ein erhebliches Maf} an zusatz-
licher staatlicher Repression erforderlich ware — darauf hat u.a. Uwe Volkmann
in seinem Beitrag bereits hingewiesen.® Klar ist auch, dass man der Wurzel des
Problems dadurch allein kaum begegnen wiirde. Wéhler:innen wiirden auf an-
dere Parteien mit dhnlicher Zielsetzung ausweichen bzw. womdéglich neue Par-
teien griinden, die allerdings rein rechtlich keine Nachfolgeorganisationen dar-
stellen diirften. Allerdings ware auch eine Spaltung bzw. eine politische Mafi-
gung durchaus ein politischer Erfolg, auch wenn Deutschland damit kaum zu den
Verhiltnissen der alten Bundesrepublik zuriickkehren diirfte, sondern sich auf
eine dauerhafte Prasenz von politischen Stroémungen am rechten Rand — ebenso
wie andere europdische Nachbarstaaten — einrichten muss.

Sinnvoll erértern ldsst sich die Frage der Parteiverbote aber letztlich nur im Kon-
text anderer Strategien und Mechanismen.

Alternativen zum Parteiverbot

Denn ein Parteiverbot ist nicht die einzige Moglichkeit im Umgang mit der AfD
— nicht nur, aber auch, weil ein Verbotsverfahren lange Zeit dauern wiirde. Dane-
ben stehen andere politische und rechtliche Strategien, deren Diskussion deshalb
wichtig ist, weil sie deutlich macht, dass es im Umgang mit Rechtsautoritédren
nicht um ein ,Entweder-oder” geht.

1. Politische Strategien

Politische Auseinandersetzung bedeutet vor allem Festhalten an bzw. eine Repa-
ratur der sogenannten Brandmauer: Koalitionen oder auch eine politische Zusam-
menarbeit mit der AfD kommen nicht in Betracht und in 6ffentlichen AuRerun-
gen distanzieren sich andere Parteien von ihren Positionen, statt diese zu tber-
nehmen. Das bedeutet nicht, dass vorhandene Probleme nicht adressiert werden
konnen oder dass die Politik nicht zur Kenntnis nehmen kann, dass in weiten Tei-
len der Bevolkerung Migration zunehmend kritisch gesehen wird. Es bedeutet
aber, wie in den Politikwissenschaften immer wieder betont wird, sich nicht trei-
ben zu lassen und an den bestehenden rechtsstaatlichen und menschenrechtli-
chen Mafdstaben festzuhalten.

8 Uwe Volkmann, Einerseits und Andererseits: Warum es so schwer ist, die AfD zu verbieten, Ver-
fassungsblog vom 25.03.2024, https://dx.doi.org/10.59704/85df321c1af862e5 (zuletzt abgeru-
fen 25.04.2024), und in diesem Heft, S. 131-139.
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2. Wehrhafte Demokratie light

Fur den Umgang mit rechtsautoritdren Parteien und Personen kommen dariiber
hinaus eine Reihe von rechtlichen Instrumenten in Betracht, die unterschiedli-
chen Zielen dienen. Ein Beispiel dafiir ist das Mafinahmenpaket des Innenminis-
teriums?; die Reaktionsmoglichkeiten erschopfen sich darin aber nicht.

Rechtliche Regelungen konnen zunichst dazu beitragen, die Gefahren einer
Machtiibernahme durch Rechtsautoritare zu begrenzen. Zu denken ist an ,ideo-
logisch neutrale® MaBnahmen wie etwa zur Sicherung von Verfassungsgerichten,
etwa durch eine Konstitutionalisierung der bisherigen einfachgesetzlichen Rege-
lungen zur Wahl und Amtszeit von Richter:innen des Bundesverfassungsgerichts.
Ahnlich kénnte man auch mit Blick auf wahlrechtliche Regelungen eine Konstitu-
tionalisierung diskutieren bzw. fiir eine Abdnderung von wahlrechtlichen Rege-
lungen grundsatzlich parlamentarische Zweidrittelmehrheiten verlangen (wie es
etwa in der Hamburger Verfassung geregelt ist'°). Fiir solche Mafinahmen spricht
vieles, aber auch sie haben aber einen Preis: Man erschwert dadurch entspre-
chende Ernennungen bzw. Wahlrechtsanderungen, und dies kann wiederum Blo-
ckademéglichkeiten in der Politik schaffen bzw. notwendige Rechtsanderungen
schlicht erschweren und zu Dysfunktionalitdten fiihren.

Daneben sind Mafinahmen zur Begrenzung des Einflusses rechtsautoritdrer Par-
teien auf staatliche Institutionen insgesamt denkbar. Beispiele sind etwa Ande-
rungen in parlamentarischen Geschaftsordnungen etwa zur Besetzung bestimm-
ter Ausschiisse, wie sie kiirzlich im Spiegel unter dem passenden Titel , Tricksen
fiir die Demokratie und gegen die AfD?“ beschrieben wurden.!! Bei Vorschlagen
wie diesen geht es im Kern nicht um den Einsatz spezifischer Instrumente der
wehrhaften Demokratie, sondern um normale politische Instrumente, die freilich
im Interesse des langfristigen Schutzes der deutschen Verfassungsordnung ein-
gesetzt werden. Unproblematisch sind solche Rechtsdnderungen aber ebenfalls
nicht, da mit ihnen eine Destabilisierung bestehender Praktiken und Regelungen
einhergeht, die bei einer Veranderung der Machtverhdltnisse gerade jenen zu-
gutekommen kann, deren Einfluss man begrenzen mochte.

°  Bundesministerium des Innern und fiir Heimat, Rechtsextremismus entschlossen bekampfen. In-
strumente der wehrhaften Demokratie nutzen, Februar 2024, https://www.bmi.bund.de/Shared-
Docs/downloads/DE/publikationen/themen/sicherheit/REX-entschlossen-bekaempfen.pdf? blo
b=publicationFile&v=4 (zuletzt abgerufen 25.04.2024).

10 Hamburgische Biirgerschaft, Das Wahlrecht der Hamburgischen Biirgerschaft, https://www.ham-
burgische-buergerschaft.de/neues-wahlrecht/ (zuletzt abgerufen 25.04.2024).

11 Matthias Bartsch et al., Vorkehrungen in Landesparlamenten. Tricksen fiir die Demokratie und
gegen die AfD?, Der Spiegel vom 16.02.2024, https://www.spiegel.de/politik/afd-mit-welchen-
kniffen-politiker-in-den-landtagen-rechtsextremisten-auflaufen-lassen-a-7a4b3881-160b-4d 7b-
9995-b2467c6e22bd (zuletzt abgerufen 25.04.2024).
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Spezifischer auf den Schutz der Verfassung ausgerichtet sind MaRnahmen zur
Entfernung von Extremist:innen aus dem o6ffentlichen Dienst bzw. Mafinahmen,
die darauf zielen, ihre Einstellung von vornherein zu verhindern — etwa durch
eine Regelanfrage beim Verfassungsschutz bei Beamteneinstellungen, wie sie
manche Bundesldnder durchfiihren. Auch hier geht es um die Freihaltung staatli-
cher Institutionen von bestimmten Einfliissen — und auch hier sind die Miss-
brauchspotentiale erheblich. Dies gilt vor allem fiir die Institution des Verfas-
sungsschutzes, dessen Kompetenzen mit der zunehmenden Verunsicherung von
Bevolkerung und Politik stetig wachsen. Zwar sind die Rechtsgrundlagen fiir die
Téatigkeit der Verfassungsschutzamter in den letzten Jahren zunehmend stérker
verrechtlicht worden (siehe etwa das Urteil des BVerfG zu Bayern'?). Trotzdem
lassen die Begrifflichkeiten doch erhebliche Auslegungsspielrdume offen. Dies
zeigt auch die Diskussion um die Einrichtung des neuen Phanomenbereich ,Dele-
gitimierung des Staates”, die von einigen Rechtswissenschaftler:innen als zu weit-
gehend kritisiert wird.!3

Neben den genannten Instrumenten zur Begrenzung des politischen Einflusses
werden verschiedene weitere Mafdnahmen zur Begrenzung des Einflusses ent-
sprechender rechtsautoritirer Uberzeugungen in der Gesellschaft diskutiert. Jen-
seits einer besseren Vollziehung bestehender Gesetze mag man hier an die Er-
moglichung von schérferen Kontrollen etwa im Waffenrecht denken oder von
Vereinsausschliissen bei rechtsextremen Aktivitidten oder AuBerungen einzelner
Mitglieder sowie auch an die finanzielle Férderung bestimmter Institutionen, die
sich auf zivilgesellschaftlicher Ebene gegen Rechtsextremismus oder Rassismus
einsetzen. Bei manchen solcher Mainahmen kann man freilich mit guten Griin-
den daruber streiten, wie weit der Staat in der Gesellschaft fiir bestimmte Auf-
fassungen werben darf (siehe etwa Rostalski fiir eine Grundsatzkritik!#). Dabei
stehen klassisch liberale Auffassungen, die eine weitestmdgliche Zuriickhaltung
fordern, solchen gegeniiber, die auf eine starkere positive Rolle des Staates bei
der Freiheitssicherung und beim Abbau von Ungleichheiten in der Gesellschaft
dréngen. Es geht damit um eine alte Debatte, in der es neue Antworten braucht,
die ein Kurzbeitrag freilich nicht liefern kann. Wichtig ist aber zu betonen, dass
sich beide Positionen auf zentrale Verfassungsprinzipien berufen kénnen.

12 BVerfG, Urteil vom 26.04.2022, 1 BVR 1619/17, https://www.bverfg.de/e/rs20220426 1bvrl61
917.html (zuletzt abgerufen 25.04.2024).

13 Siehe z.B. Dietrich Murswiek, Verfassungsschutz: Wer delegitimiert hier wen?, Legal Tribune
Online vom 24.11.2022, https://www.Ito.de/recht/hintergruende/h/verfassungsschutz-kritik-ext-
remismus-delegitimierung-verfassung-bericht/ (zuletzt abgerufen 25.04.2024).

* Frauke Rostalski, Verletzlichkeit: Verletzlichkeit macht unfrei, Die Zeit vom 17.03.2024,
https://www.zeit.de/2024/12/verletzlichkeit-gesellschaft-philosophie-staerke-risiko (zuletzt abge-
rufen 25.04.2024).
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Keine guten Losungen

Problematisch sind aber eben auch manche Elemente der aktuellen Strategie ei-
ner wehrhaften Demokratie light. Denn was sich zunéchst als milderes und des-
halb scheinbar passenderes Mittel im Umgang mit Kraften wie der AfD darstellt,
stellt auf den zweiten Blick doch eine Verdnderung und letztlich eine Einschran-
kung des freien demokratischen Wettbewerbs dar. Das gilt vor allem fiir die Lang-
zeitbeobachtung einer Partei durch den Verfassungsschutz, und die gezielte, teils
durch Rechtsanderungen ermoglichte Fernhaltung ihrer Funktiondre von o6ffent-
lichen Amtern und Kommissionen, die normalerweise pluralistisch mit Vertre-
ter:innen aller Parteien bzw. entsprechend ihren Stimmenanteilen besetzt werden.
Es werden dann eben nicht mehr alle nicht verbotenen Parteien rechtlich und
politisch gleichbehandelt. Das macht entsprechende Mafinahmen nicht zwingend
falsch — es gibt ja gute Griinde dafiir, die AfD von Verfassungsgerichten oder
bestimmten parlamentarischen Ausschiissen fernhalten zu wollen. Auch sind die
entsprechenden Mafdnahmen nicht ganz neu — manches wurde vielmehr bereits
in den letzten Jahrzehnten gegeniiber der Linken praktiziert. Aber was kurzfristig
notwendig erscheinen mag, fiihrt auf lange Sicht doch zu einer Veranderung der
demokratischen Kultur in Deutschland in eine schmittianische Richtung, in der die
Opposition als Feind erscheint, die deshalb mit allen zur Verfiligung stehenden
politischen und rechtlichen Mitteln bekdmpft werden darf (siehe zur Diskussion,
wenn auch mit anderen Schlussfolgerungen, Philipp Manow!s, zu dhnlichen Ent-
wicklungen in den USA auch Mark Tushnet unter dem Stichwort ,constitutional
hardball“*¢). Und je mehr deshalb entsprechende Ausgrenzungen und Ungleich-
behandlungen rechtlich erméglicht und untermauert werden, desto mehr wird
das Recht damit auch zum Instrument des politischen Kampfs und macht sich
dadurch angreifbar.

Dass es liberhaupt solcher Strategien bedarf, ist freilich nicht unumstritten. Denn
wer die AfD als legitime Oppositionspartei ansieht, die ihre Opposition und Kritik
nur eben etwas radikaler formuliert, der wird jegliche ,Sonderbehandlung” der
Partei ablehnen. Das geht aber nur, wenn man entweder Teile der Partei ausblen-
det oder ihren zunehmenden Rassismus eben nur als politisches Problem ansieht
und nicht als verfassungsrechtliches. Dann muss man konsequenterweise auch
den Umgang mit der NPD fiir falsch halten. Denn jedenfalls Teile der AfD haben
sich traditionellen NPD-Positionen stark angendhert. Das ergibt sich nicht erst aus
der correctiv-Recherche'’, sondern aus vielfachen sonstigen Auferungen und

> Philip Manow, (Ent-)Demokratisierung der Demokratie, Suhrkamp Verlag 2020.

¢ Mark Tushnet, Constitutional Hardball, Georgetown Law Faculty Publications and Other Works
2004, https://scholarship.law.georgetown.edu/facpub/555 (zuletzt abgerufen 25.04.2024).

7 Maximilian Bornmann, Geheimplan gegen Deutschland, Correktiv vom 10.01.2024, https://cor-
rectiv.org/aktuelles/neue-rechte/2024/01/10/geheimplan-remigration-vertreibung-afd-rechtsext-
reme-november-treffen/ (zuletzt abgerufen 25.04.2024).
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Aktivitaten der Partei, belegt in Verfassungsschutzberichten, richterlichen Urtei-
len und Berichten von Aussteiger:innen. Ob all das fiir ein Parteiverbot reicht und
ob dieses nur fiir Landesverbande oder die Bundespartei in Betracht kdme, ist
damit natiirlich noch nicht gesagt und kann letztlich auch nur durch umfassen-
dere Ermittlungen der Aktivitdten der Partei und ihrer Mitglieder tber die letzten
Jahre festgestellt werden.

Aber ein Parteiverbot hitte gegenliiber vielen anderen Instrumenten der wehrhaf-
ten Demokratie /ight den Vorteil, dass es klare Schnitte ermdglichen wiirde — auf
dessen Grundlage dann weitere Sanktionen moglich waren. Nicht alle Parteiver-
bote funktionieren, das ist klar, und um politische Antworten kommt man nicht
herum, so oder so. Die politische Brandmauer bleibt wichtig. Aber es spricht doch
vieles dafir, in der Politik zumindest mit einer Materialsammlung und -auswer-
tung zu beginnen und ein Parteiverbotsverfahren nicht von vornherein als ,unde-
mokratisch® oder ,bringt nichts“ auszuschliefRen.

176



	Alternativen zum Parteiverbot
	1. Politische Strategien
	2. Wehrhafte Demokratie light

	Keine guten Lösungen

